
Aépekte der Ausländerpolitik
der Bundesrepublık eutschland

alter Zıtzelsberger, München

Vorbemerkung
Das Referat rag den 1te „Aspekte“ deshalb., weıl ich MIr nıcht ZUuU 1e] DC-
SCTZ habe, eine estimmte Ausländerpolitik vermiıtteln oder dıe ausländer-
polıtıschen Zielvorstellungen der ayer. Staatsregierung nahezubrıingen. 1e]
dieses Referats ist CS vielmehr.,

dıe für dıe Ausländerpolitik bestimmenden Fakten darzustellen,
dıe derzeıt In der Dıskussion befindlıchen esichtspunkte und Schlag-

erortern und auch hıinterfragen,
dıie Problematık VOn Ausländerpolitik und Ausländerzuwanderung für dıe
gesamte Gesellschaftspolıtı In _Deutschland darzustellen.

emöchte ich mıch eigener Bewertungen möglıchst enthalten. Im Vorder-
orun soll eindeutıg dıe Darstellung der Tatsachenlage stehen. Soweıt ich
den zukünftigen Entwicklungen eiıne Prognose abgebe und SOWwelt ich polıt1-
sche Aussagen bewerte, werde ich miıch bemühen, 1€eS euilc! VOoO  — der Dar-
stellung der Fakten abzuhebe

Ausgangspunkt
ber dıe Problematık der Ausländerzuwanderung ach Deutschland und
ber dıe ünftige Ausländerpolıitik ist schon seı1ıt ein1ıgen Jahren eıne heftige
Dıskussion 1m ange Ursache aliur ist eıne nıcht hınwegzudiskutierende
Entwicklung, daß dıe Bevölkerung ZUT Zeıt das Gefühl hat, eıner nıcht STteUeEeT-
Daren Zuwanderung AUuSs dem Ausland ausgeliefert sSeIN. Hauptanknüp-
fungspunkt aliur ist der Zustrom der Asylbewerber. DıIe Bevölkerung sıcht
se1ıt Jahren ıIn der olIlflenDar ungesteuerten Ausländerzuwanderung, VOT em
ber In Inanspruchnahme des Asylrechts, eın besonderes wichtiges innenpoli-
tisches nlıegen. Jüngste miragen en geze1gt, daß das ema der Aus-
länderzuwanderung den Umweltschutz inzwıischen De1l den wichtigsten landes-
und bundespolitischen Ihemen VO ersten Rangplatz verdrängt hat Eın
NECUETES m{frageergebnıis hat leider folgendes rgebnıs ezeı1gt:
„Die Unzufriedenheit mıt der Behandlung des TIhemas Asylanten der-
zeıt dazu, daß sıch eine zunehmende generelle Ablehnung Von Ausländern
ausbreıtet, dıe auch ‘Aussie;ller, Studenten und Gastarbeıter erı
DıIie ahlen In diesem Jahr en dies leider bestätigt.



W

Deutschland eın Einwanderungsland
DiIe Bundesrepublık Deutschland hat sıch ın ihrer Geschichte mıe als e1in Eın-
wanderungsland verstanden, hat auch biısher nıe eıne Einwanderungspolitik
betrieben und sıeht sıch auch heute nıcht als Einwanderungsland. Deutsch-
and Urc dıe Anwerbung ausländischer Arbeıtskräfte 1SC| einem Eın-
wanderungsland für diıese Arbeitskräfte geworden ist, INas dahıinstehen ber
eıne Einwanderungspolitik 1mM klassıschen Sınn WarT weder dıe Anwerbung,
och dıe Hınnahme des Daueraufenthalts cdieser Arbeıitskräfte

Einwanderungspolitik 1m klassıschen Sınn ist darauf gerıichtet, Urc| gezielte
Vermehrung der Bevölkerung dıe 1m an befindlıchen Ressourcen, VOI

em landwirtschaftliıch nutzbarem en und Bodenschätzen nut-

ZCNH, dıe eigene Wirtschaft stärken und lang riätig auch das eıgene polıtısche
Gewicht stärken.

ach en Außerungen der Bundesregierung wiıird Deutschlan auch länger-
frıstie eıne derartıge Polıtik der Einwanderung nıcht aufnehmen. Hıer steht
dıe Polıtiık der Bundesregierung ohl auch ıIn völlıger Übereinstimmung mıt
der Polıtiık der anderen europäischen Staaten

Andererseıts wIırd VO  S maßgeblıchen Stimmen ımmer wıeder dıskutiert, ob
ach Deutschland nıcht doch eıne Eiınwanderung stattfinden mUSSe., das
erwartende Geburtendefizıt auszugleichen. Dıiıese Stimmen sprechen VOT

em davon, Junge Fachkräfte AUS Osteuropa ZUTI Eiınwanderung zuzulassen
und anzulocken. Eıne sehr maßgeblıche Stimme 1m deutschen polhiti-
schen Konzert sprach Urzlıc! VO „gZul ausgebildeten Arbeitskräften, dıe
nıcht alter als 35 K alt se1n sollten”. als hereinzuholende Fiınwanderer.

In Deutschlan: ist also dıe Diskussion ber den Einwanderungsstandpunkt
aufgefllamm und deshalb ist notwendig, sıch dıe gegenwärtige Faktenlage
VOT ugen führen

D Gegenwärtiger Stand der Ausländerbevölkerung
In Deutschland en ZU tıchtag 31 1991 Sn Mıllıonen Ausländer: das
erg1ıbt be1 eıner Bevölkerungszahl VO  = S() Millıonen einen Anteıl VOV der
Ausländer der Gesamtbevölkerung.
Der orößte Teıil dieser Ausländerbevölkerung entstamm: der Anwerbung AUS-

ländıscher Arbeıtnehmer und dem Famiılıennachzug dıesen Arbeıtneh-
IHNEIN Man nımmt heute dafß eiwa Z Miıllıonen Ausländer ausländısche
Arbeıtnehmer und iıhre seıther nachgezogenen Famıilienangehörıgen SINd.

ber auch der Zustrom von Asylbewerbern und anderen Ausländern, dıe
Flüchtlingsgesichtspunkten ach Deutschlan: gekommen sınd. dıe

deutsche Ausländerbevölkerung. Zur Zeıt halten sıch etiwa I Miıllıonen Aus-
länder in Deutschlan: auf. dıe un Flüchtlingsgesichtspunkten gekommen



Ss1Ind. Dıieser Gesichtspunkt spielt auch be1l der Zusammensetzung der Auslän-
derbevölkerung ach Natıonalıtäten eine erhebliche

DiIie Türken machen etiwa 1,8 Mıllıonen dUS, dies beruht auf der Anwer-
bung und auf dem sehr starken Famılıennachzug dıeser Bevölkerungs-
STUDPPC
DıIe Bevölkerung AUS Jugoslawıen betrug ber viele 0S eiwa 600 000,
ebentfalls eiıne olge der Anwerbung; in den etzten dre1l Jahren ist diese
Bevölkerungsgruppe aber auf fast SO0 000 angestiegen; el ist der JUng-
sSte /Z/ustrom VO  = Flüchtlingen AUuSs Kroatıen und AUus Bosnıen och nıcht
eingerechnet (wegen des Stichtags).
DıiIie Bevölkerung polnıscher Staatsangehörigkeit macht ZUT Zeıt 770 01010
Personen dUS; S1e betrug 1979 11UT etiwa 2() 000
Dıe Bevölkerung AUS Rumänıen betrug och Ende 1959 etwa 2() 000 Per-

S1e beträgt heute Tast 100 000 Personen.
Ebenfalls fast 100 000 Personen macht dıe Gruppe der Iraner Au  N

Aus dem Lıbanon leben 62 01018 Personen De1l UuNs,; das ist be1l eıner evöl-
kerungsza VO  — L1UT Mıllıonen 1m Lıbanon ein Anteıl VO  an Z

Deutschland hat also In den etzten 25 Jahren eıne hohe Ausländerzuwande-
rIung erfahren und welst innerhalb Europas eiınen relatıv en Ausländeran-
teıl auf. Im Vergleıch uUuNscICH europälischen Partnern ist diese Ausländer-
bevölkerung erst ıIn vergleichsweıse Zeıt 1INSs Land gekommen.

Fakten der Zuwanderung
%”D Zuwanderung VOoO. Ausländern
Be1l eiıner Dıskussion über weıtere Eınwanderung He gezielte Förderung
dieser Zuwanderung, bzw. Urc en Quotensystem, ist zunächst dıe S
wärtige Lage der /uwanderung testzuhalten, und CS ist prüfen, WIE sıch
diese /uwanderung aufgrun: der gegebenen Fakten Tür den überschaubaren
Zeıiıtraum In der Zukunft entwıickeln wIrd.

el ist ZUT ogroßen Überraschung vieler Prognostiker testzustellen, daß
TOTLZ des Anwerbestopps VOT () Jahren dıe /uwanderung In das Bundesgebiet
weltergegangen Ist, und daß diese Zuwanderung auch derzeıt noch anhält Be1l
Betrachtung er Fakten, dıe für die gegenwärtige Sıtuation maßgeblıch sınd,
muß I11all dem rgebnı1s kommen, daß diese Z/uwanderung mındestens In
der bisherigen Größenordnung weıter anhalten wird.

Derzeıt ist eıne Zunahme der Auslähderbevölkerung VO  S etwa 400 000 Perso-
NCN PTIO Jahr festzustellen. 11© INan €e1 die 1m Bundesgebiet geborenen
Kınder VO  —_ Ausländern eın Z/uwanderungsfall) und eıne gut abschätzbare
Quote VO  S Ausländern mıt vorübergehendem Aufenthalt ab, erg1ıbt sıch
immer och eıne /uwanderung, dıe quf Dauer gerichtet ISt, VO  = eiwa 250 000
Ausländern 1m Jahr. Diıe Zuwanderung hat VOT em olgende Ursachen:



Familıennachzug der großen Gruppe der ausländıschen Arbeıtnehmer
und ıhrer Angehörıgen, inzwıschen besonders Ehegattennachzug den
Ausländern zweıter Generatıon.
Aufenthalt VON Asylberechtigten, iıhren Angehörıgen und Kontingent-
flüchtlıngen, 7.B neuerdings In olge der uiInahme VO  — en AUS der
GU  N
Aufenthalt VO  a abgelehnten Asylbewerbern, dıe AUS rec  ıchen Gründen
(z.B Deutschverheiratung) oder AUS tatsächliıchen (Gründen (zZ

des Bestehens eıner Abschiebestoppregelung, oder des Be-
stehens VO  — beachtlıchen Nachfluchtgründen) oder Bürgerkriegs
vorübergehend oder auf Dauer nıcht In ihre Heımat zurückgeführt WCI1 -

den können.

Dıiese kontinulerliche Zuwanderung VO  — Ausländern wırd sıch in der Zaukunft
fortsetzen und sıch zahlenmäßıig eher och verstärken. Vor em ist mıt einem
Familıennachzug den ıIn den etzten ZWO Jahren 1INns Bundesgebiet gekom-

Ausländern AUS Usteuropa rechnen.

DE Aqssiedlerzuwanderung
Seıt einigen Jahren spielt dıe Zuwanderung VO  —_ Aussiedlern für dıe Bevölke-
rungsentwiıcklung eine bedeutende Dıie Aussıedler werden ach der
uiInahme 1Im Bundesgebiet Deutsche und sSınd damıt statıstısch danach nıcht
mehr als Zuwanderer erfassen.

Dıe Aussiedlung VO  > deutschen Volkszugehörigen AUS Osteuropa In der jetzt
vorliegenden Größenordnung ist allerdings eın relatıv NEeEUETES Phänomen. In
den sıebziger Jahren bewegte sıch der Zustrom der Aussıedler im Bereich el-
nıger Personen und hat somıt für die Bevölkerungsentwicklung keine

gespielt. ach den Auflockerungen 1M OC ist auch der Aussıed-
lerzustrom angestiegen und hat seıt 1988 eine beac!  1C Größenordnung e_

reicht 203 000 1989 378 000, 1990 308 0O, 1991 DD 000) Infolge des
Verfahrens ach dem Aussiedleraufnahme gesetz (Inkrafttreten

01.07.1990) en sıch dıie Aussiedlerzugänge derzeıt auf einen Jahresdurch-
schnıttswert VO eiwa 200 000 Personen eingependelt.
Eın Unterbinden dieser Zuwanderungsmöglıichkeıt kommt AUs eıner el
VO  e Gründen derzeıt nıcht ın Betracht und hätte auch für dıe nächsten Tre
jedenfalls keiıne Auswiırkungen. Ungeachtet der rec|  ıchen Möglıichkeıten,
Urc| einfaches Gesetz dıe uiInahme VO  _ Aussıedlern weıterhın vorzusehen.,
und auch begrenzen, ll dıe Bundesregjerung nıcht UrC| plakatıve Mal3-
nahmen den betroffenen deutschen Volkszugehörigen die Aufnahmeperspek-
tıve nehmen. Die Sıgnalwırkung eiıner derartıgen alnahme hätte mıt großer
Wahrscheinlichkeıit eıne nNaC  altıge Destabilisıerung der deutschen Volkszu-
gehörıgen In Osteuropa olge und könnte die Chance aufs pıe setizen,
deren Verbleiben in den Aussiedlungsgebieten künftieg erleichtern. Im übrI1-



SCH hätte jede derartige alınahme eınen Ankündıgungseffekt, der eiıne
kaum vorstellbare Sogwirkung für dıe Übergangszeit auslösen würde.
Jedoch ist auch be1l einer Verbesserung der wırtschaftlichen Verhältnıisse iın
Osteuropa und In der Gemeinnschaft Unabhängiger Staaten Jedenfalls Tür dıe
nächsten 10 Te mıt einer weıteren Zuwanderung VO  > Aussıedlern rech-
11C  S el ist ZUTr Zeıt noch wenı1g bekannt, WIEe groß dıe Anzahl der eut-
schen Volkszugehörigen In Usteuropa und In Miıttelasıen Ist, und welche Per-
spektiven sıch für dıe einzelnen, weıtverstreuten Volksgruppen tellen

D Spielraum für Einwanderungsquoten
Jede Überlegung, eiıne zusätzliche Eınwanderung VO  - Ausländern ber eın
Quotensystem zuzulassen oder Sal Lördern, muß davon ausgehen, daß
diese Z/usatz-Einwanderung der schon bestehenden „Basıs-Zuwanderung‘“
VON Ausländern und der Zuwanderung VoO  — Aussıedlern hınzukommen würde.
Be1l einer Aufrechnung beıder Faktoren und be]1l der Überlegung, daß jeden-

für dıie nächsten 10e mıt dieser Zuwanderung weıter rechnen Ist,
erg1ıbt sıch daraus eıne Bevölkerungsmehrung VO  - mındestens SO0 000 Perso-
LICH in jedem Jahr.

Die derzeıt diskutierte Eınwanderungsquote VO  — 300 000 — 400 000 Personen
1mM Jahr ist demgegenüber wesentlich geringer. 1lle Stimmen, dıe eıne Eın-
wanderungsquote befürworten, en diese schon bestehende und weıter
erwartende Zuwanderung außer acht gelassen.
Sofern In der Dıskussion überhaupt Ser1Ös kalkuliert wırd, muß deshalb gefOr-ert werden,. jedenfalls dıe Aussiedlerzuwanderung stark reduzieren oder
vielleicht Sanz ZU rlıegen bringen, überhaupt ber dıe schon
bestehende Basıs-Zuwanderung der Ausländer hınaus eiınen gewıssen pıel-
1AUM erhalten. Daß INan aber dıe Aussiedlerzuwanderung tatsächlıc) auf
eiıne vernachlässıgende Größenordnung herunterdrücken kann, damıt
allenfalls Spielraum für eıne zusätzlıche Ausländerzuwanderung VO  >; 100 000

gewınnen, dürfte ZUT Zeıt wen1g realıstisch seIn.

'eıitere Bindungen für eine Ausländerzuwanderung
Be1l eıner ber den Jjetzıgen an hınaus gehenden Zuwanderung vVvOoON Aus-
ändern mıt dem /ıel, Arbeitskräfte gewınnen, bestehen eıne el
VO  an -rechtliıchen Bındungen, dıe ebentfalls In der Bevölkerung praktısch
nıcht bekannt Sınd.

E orrang für EG-Bürger
In der Gemeiıinschaft g1bt c Regionen mıt relatıverArbeıtslosigkeıt. Es ist
das 1e] des Bınnenmarktes. wiırtschaftlich gleichwertige Lebensbedingungen



der Geme1inschaft Schalfien und damıt auch Ungleichgewichte des Ays
beıtsmarktes SOWEIL WIC möglıch verhindern Aus dıesem TUn geniehen

Bürger VO Freizügigkeıt be1l der C ach Arbeıtsplätzen und CS be-
steht dıe Verpflichtung der natıonalen Arbeıitsverwaltungen ınnerhalb
der Gemeninschaft ach Arbeıtskräften suchen WCI11 der natıonale AT=
beıtsmarkt ausgeschöpftt 1ST Dementsprechend ordert dıe (Gemeınnschaft daß
dıe Instrumente ZUIi Gewmnung VO Arbeıtskräften innerhal der (GJemeılnn-
schaft verbessert werden Es 1ST davon auszugehen daß sıch be1l Verbes-
SCrTUNg des Instrumentarıums ZUT arbeıtsmarktlıchen Steuerung innerhalb der
Gemeıinschaft jedenfalls den nächsten Jahren Arbeıtskräfte innerhalb der
Geme1inschaft lassen el IN VOT em VO  > Arbeıtskräfte-
potential Spanıen und ortuga auszugehen

Priorität für die Türkei

Zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Türkel besteht Nalı vielen
Jahren C4 Assoziulerungsabkommen 1eses Abkommen 1st den Jahren SEe1IL-
her ständıg ausgebaut worden Es hat nunmehr für dıe TLürkel CL Priorität
be1l der Zuwanderung dıe (Geme1innschaft geschaffen Wenn CUu«c Arbeıts-
kräfte AUS Staaten außerhalb der Gemeninschaft dıe (Gemeninschaft hereinge-
NOMMECN werden sollen also auch ach Deutschlan enleßt ach dıesem
Abkommen dıe Türkeı dıe Priorität DIe Arbeıtsplätze iINUSSCH der {UT-
kıschen Regierung und türkıschen Zuwanderungswilligen angeboten werden
bevor Zuwanderer AdUS$S anderen Staaten alsoO auch AaUus den osteuropäischen
Staaten dıe er kommen können

Eıne Eınwanderung Z Gewmnung VOI Arbeıtskräften könnte sıch deshalb
1U WTG Hereinholen türkıscher Arbeıtskräfte verwiıirklıchen lassen |DITS
Eröffnung VOoNn Eınwanderungsquoten für andere Staaten 1ST nfolge der
vertraglichen Bındungen ZUT Türkeı nıcht möglıch Dieses Faktum ist der
Offentlic  en praktısch unbekannt. Es ist somıt völlıg ıllusorisch, Von FEın-
wanderungsbüros tür Deutschland ı en Staaten der rde sprechen.
Zunächst müßte Deutschland türkısche Arbeıtskräfte ZU /uge kommen las-
SCI1 ufgrun der Bevölkerungsentwicklung und der wirtschaftlıchen Gege-
benheıten der Türke1l sınd dort wesentlıiıch rößere Gruppen VO Arbeıtslo-
SCI und Zuwanderungswillıgen vorhanden als Deutschland aufgenommen
werden könnten em besteht ann dıe (Gefahr daß dıe türkısche egle-
Iung zunächst gelıebte Miınderheıten VOT em dıe Kurden ZUT Aus-
wanderung ach Deutschlan auffordern würde

Perpektive für eInNe Einwanderung ach dem Jahr 2000

DiIe Stimmen dıe sıch für e1INe Eiınwanderung aussprechen VCeCTITWEOISCII STETS auft
CIn erwartendes Bevölkerungsdefizıt aufgrun uUNSCICS Geburtenrückgangs
ach dem Jahr 2000 dann würde auch angeblıch dıe Aussiedlerzuwanderung



ZU rlıegen kommen. Für dıe Zeıt nach der Jahrtausendwende ist aber
abhängıg VOoON der natürlıchen Bevölkerungsentwicklung In Deutschland auf
folgendes hinzuwelsen:

Dıiıe erorterte „Basıs-Zuwanderung”“ der Ausländer wırd auch ach dem JTahr
7000 andauern: der Famılıennachzug ZUT zweıten (GJeneratıon wırd aufgrun
vieler Komponenten für dıe islamısch Bevölkerung noch mındestens
eıne Generatıon Jang eiıne entscheıdende spıelen. Der Zustrom VO  — Aus-
ändern A4aUus Usteuropa In den etzten Jahren und für dıe weıtere Zukunft
Flüchtlingsgesichtspunkten S17 CUu«cC Bezugspunkte, dıe erneut Famılıen-
nachzug und Zuwanderung Flüchtlingsgesichtspunkten führen

A Assozuerung Osteuropas
Darüber hınaus ist aber auch dıe europälsche Perspektive INSs Kalkül ziehen.
Aus vielen esichtspunkten ist eıne Heranführung der osteuropälschen Staa-
ten dıe europäılsche Geme1inschaft anzustreben und S1e vollzıieht sıch auch
bereıts. Miıt den osteuropäılschen Nachbarstaaten vereinbarte Assozuerungs-
vertrage, allerdings och ohne Arbeıtskräfte-Klause sollen noch INn dıiıesem
Jahr abgeschlossen und ratılızıert werden.

Daraus ergeben sıch für dıe Zuwanderung langfristig olgende Konsequenzen:
DIe rel osteuropälschen Nachbarstaaten SEn relatıv rasch dıe europäl-
sche (Geme1ınnschaft herangeführt werden. I)Dazu werden zunächst In Assozıule-
rungsvereinbarungen immer CHSCIC Bındungen hergestellt werden: eın Teıl
dieser Vereinbarungen wırd auch In Abkommen über die Freizügigkeıt und
den Austausch VO Arbeıtskräften bestehen. ESs ist sıcher davon auszugehen,
daß bıs ZU Te 2000 diese dre1 osteuropälschen Nachbarstaaten 1eselbe
Posıtion erhalten, W1Ie S1e derzeıt der Türke1 eingeräumt ist Eirst ann kann dıe
Bundesrepublı Deutschland be1l einer Einwanderungsregelung der TIO-
rıtät der Türkeı vorbeikommen. aber auch dann NUTr zugunsten der AS-
sozıulerungspartner. DIe osteuropäischen Nachbarstaaten streben langfrıstig
eıne Vollmitgliedschaft In der Gemeıinschaft Die hätte annn dıe Freizüg1g-
keıt der Bevölkerung ZUL olge Aussıedler AUus olen könnten dann WIE-
der ach olen zurückkehren und polnısche Arbeıtskräfte könnten Arbeıt ıIn
Deutschland suchen. Damıt ergeben sıch auch für dıe Zuwanderungsirage vÖl-
lıg 1NECUC Aspekte

DA Assozuerung der slawıschen Staaten

Be1l der gegenwärtig absehbaren Entwicklung In Weıißrußland, der Ukraıine
und Rußland wırd sıch VO  —; seıten diıeser Staaten, W1e auch VO  — seıten der WEST-

europälischen Staaten dıe Notwendigkeıt ergeben, auch hier einem ASSO7I1-
lerungsstatus kommen. Spätestens WECNN dıe Fen osteuropäıischen ach-
barstaaten Vollmitglieder der Sind, also ın 10 Jahren, werden dıe dre1ı
slawıschen Staaten der ehemalıgen SowJjetunion assozıulerte Miıtglieder Se1IN.



uch In dıesem un WIrd sıch eın Assozunerungsstatus einstellen, der dem
der Türkel entspricht. Inhalt jeder Vereinbarung mıt den TEL slawıschen Staa-
ten wırd se1n mUuUSsen, dalß auch e1in Arbeıtnehmeraustausch herbeigeführt
wWIrd, schon das In diesen slawıschen Staaten vorhandene und Tür dıe Ent-
wıicklung einzusetzende Arbeitnehmerpotential eEeTrullıick qualifizieren Lkönnen.

DA Kombpetenzverlagerung IM Zuge der europäischen InIZ2unNg
Die rage der Eınwanderung VOIl Ausländern ZA DU E Gewımnung VO  — Arbeiıts-
kräften stellt sıch also > W1e S1Ce iın der Offentlichkeit und auch VOoNn Politiıkern
diskutiert wırd,. iın Wırkliıchkeit nıcht Je mehr dıe Europäische Geme1inschaft
ZU Biınnenmarkt wiırd, desto mehr wIird CS auch 1U och eıinen gemeinsamen
europälschen Arbeıtsmarkt geben Die Entwicklung wıird sıch stufenwelse In
den nächsten zehn DIS UuniIzehn Jahren vollzıehen, dalß die In das Bundes-
gebiet derzeıt beobachtende Zuwanderung weıter bestehen Dle1ıbt, daß
sätzlıch dıe dre1l osteuropälschen Nachbarstaaten Assozliuerungsstatus erhalten
mıt einer sıch steigernden Möglıchkeıit des Arbeıtskräfteaustausches. ach
Übergang In dıe Vollmitgliedschaft wıird sıch dıe mıt Assozliuerungsverträ-
SCH welıter ach Osteuropa und vielleicht auch ach Asıen hın entwickeln. DIie
rage, ob AdUus dem en ÖOsten, AUuS$ Südasıen oder Afrıka Einwanderer
gelassen werden können, stellt siıch Ssomıt überhaupt nıcht

Be1l dieser gesamten Dıskussion wıird verkannt, daß dıie Fragen des Arbeıts-
marktes und der Z/uwanderung schon jetzt weitgehend Uurc dıe Europäische
Gemeinnschaft bestimmt und In Zukunft och stärker VO Brüssel AUS dirıgiert
werden. Der Zuwanderungsdruck AaUSs Usteuropa und den Entwiıcklungslän-
dern stellt sıch für alle europäılschen Staaten dar, für Deutschlan: allerdings
mıt eıner besonderen Dramatık. Dıie Fragen der Bevölkerungsentwiıcklung,
des angeblıchen Geburtendeftizıts und des vielTaC| ANSCHOMMECNCN Arbeıts-
kräftedefizıts für dıe Zukunft tellen sıch In en europäıischen Staaten ın gle1-
cher Weiıse. Die Antwort wırd ausfallen, WIE S1e Jetzt für dıe Entwicklung In
Deutschlan: dargeste worden ist. DiIie europäılschen Staaten werden deshalb
eıne abgestimmte Zuwanderungspolıutik betreiben mMussen S1e en diese
Problematık auch erkannt und schon Jetzt dazu eıne Arbeıtsgruppe gebildet.

244 Zuwanderung eın ıttel Überalterung
Be1l eıner ser1ösen Dıskussıion dieser Fragen muß auch och eın weıterer
Aspekt angesprochen werden: In NCUCTICT Z eıt wıird VO  —; der Bevölkerungs{or-
schung zunehmend darauf hingewlesen, daß be1l eiıner /ulassung der Einwan-
derung auf dıe aufnehmende Gesellschaft ach den Jahren kontinulerlicher
Zuwanderung das Problem zukommt, da alt gewordene Gastarbeıiter DEC-
SCH ıhren Irüheren Absıchten nıcht In das Heımatland zurückkehren, sondern
im astlan: verbleiben und ort besondere und VOT em personalaufwen-
dıge Betreuungsmaßnahmen erforderlıch machen.



I)as Problem der terung der Bevölkerung ann Urc Eınwanderung nıcht
sinnvoll gelöst werden. und ZWal schon deswegen, weiıl dıe zuwandernde Be-
völkerung, auch WCLLN S1e Jung Ist, sehr rasch das generatıve Verhalten der eIN-
heimıschen Bevölkerung übernımmt. Für eiıne reibungslose Entwicklung dürftf-
ten 11UTI kleine Kontingente VO  z Einwanderern zugelassen werden. ESs muß
vielmehr eıne „pronatalıstische Polıtik“ betrieben werden (ein Fachausdruck
AaUsSs der Bevölkerungswissenschaft), das en eıne Polıtik für eıne kınder-
freundlıche Gesellschaft

Asylrecht un humanıltäare Aufnahme
IDER bedeutendste ema in Deutschlan: 1m Z/Zusammenhang mıt dem hıer De-
sprochenen Komplex ist das Asylthema. In anderen europäılschen Staaten
spıielt diese rage eıne eringe olle, weıl dıe Zahl der Asylbewohner wesent-
ıch geringer Ist; dıe Bevölkerung nımmt dort den Ablauf der Asylverfahren
und dıe daraus SCZOLCHNCNH Konsequenzen kaum wahr. In Deutschlan aber sınd
dıe Bürger der jJahrzehntelangen mehr oder weniger ergebnıslosen Diskussio0-
NCN dıe Asylpolıtı überdrüss1ıg geworden. er rasche und unkontrollierte
uzug beunruhıgt dıe Bürger und schürt dıe ngst, dıe Entwicklung könne
außer Kontrolle geraten. Es mag 7Wal TÜr dıe rasche Zunahme der ASyl-
bewerber In den etzten dreı Jahren rationale (Gründe geben, z B den m:
TUC| ıIn Usteuropa, der dıe Zuwanderungsbewegung erst ermöglıcht hat, oder
dıe besseren Verkehrsverbindungen AUus weılt entfernten Staaten Asıens. Dies
wırd aber ıIn der Öffentlichkeit nıcht als ratıonal empfunden, viele en viel-
mehr das Gefühl, dıe Polıtik stehe diıesen Problemen ziemlıch hılflos N-
über. [)as zähe Hın und Her zwıschen den Parteiıen und Polıtiıkern In der Asyl-
rage weckt zunehmend 7 weıftfel der Handlungsfähigkeit des Staates,
chadet dem Ansehen uUNsSCICS polıtischen Systems und seıner Repräsentanten.

3./ Verfassungsrechtliche Grundlage
Das Gründgesetz raum ın Artıkel 16 Abs NSatz dem polıtisch Verfolgten ın
Deutschlan einen gerichtlıch durchsetzbaren Rechtsanspruch auf Asylge-
währung eın ST Ausländer enıebt dıeses( ıIn der besonders starken
Oorm des verfassungsrechtlıch verbürgten Grundrechts auf Asylschutz, WE

WITKIIC polıtısch Verfolgter Ist, und genießt eın vorläufiges Bleıberec)
1mM Bundesgebiet, bıs dıe Überprüfung, ob WITKIIC| polıtisch Verfolgter Ist,
abgeschlossen ist

Das Grundgesetz geht damıt über das allgemeıne Völkerrec und ber dıe
Verfassungen der anderen westeuropäischen Demokratien hınaus. He
dernen Verfassungen Europas, auch soweıt S1e erst 1IICUu erlassen worden sınd,
vermeıden eine strıkte Bindung des natıonalen Gesetzgebers oder Sar der
staatlıchen Verwaltung. Sowelılt dıese Verfassungen überhaupt ussagen ZUT
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Asylgewährung treifen, beschränken S1e sıch auf Absıchtserklärungen und
programmsatzartıge Ausführungen. Dem Gesetzgeber wıird urchweg In Eu-
LODA eın weıter Ermessensspielraum zugestanden.
Dieses 1im Grundgesetz gewährleıistete vorläufige Bleıberec bewiırkt den
Eınstieg eines jeden Antragstellers In das Asylverfahren, auch WCNN der ASsyl-
antrag noch unbegründet ist

ber den Asylantrag entscheıdet das Bundesamt Tür dıe Anerkennung dUus-
ländıscher Flüchtlinge Urc weısungsungebundene Bedıiıenstete. Das Bun-
desamt untersteht dem Bundesminıster des Innern und hat seınen 117 AdUuSs h1-
storıschen Gründen In IrNdOr Del ürnberg. Es hat inzwischen In en
Bundesländern Außenstellen gebildet, ZU Teıl mehrere In einem Land

egen ablehnende Entsche1idungen des Bundesamts steht dem Asylbewerber
der Rechtsweg den Verwaltungsgerichten en Diıese prüfen dıe Tatsa-
chenfeststellung und Rechtsanwendung des Bundesamts In vollem Umfang
ach Bıs ZUT abschließenden Entscheidung des Verwaltungsgerichts steht dem
Asylbewerber ebenfalls das vorläufige Bleiberec) ach rechtskräftigem
SC. des Verfahrens ann eınen Folgeantrag mıt der Behauptung stel-
en ıhm ägen 1U  - NCUHUEG JTatsachen und Beweılismittel VOTL;, und erneut erıcht-
lıchen Rechtsschutz beanspruchen.

Konsequenzen des asylrechtlichen Systems
Dıieses verfassungsrechtlich vorgeschriebene System UNsSCITICS Asylrechts hat
WNSCHET heutigen Problemlage eführt. Der Zustrom VO  — Flüchtlingen und der
Miıgrationsdruck trıfft auch dıie anderen europäıichen Staaten. ber das Pro-
blem der Asylbewerber ist dort welıtaus geringer, dıe damıt zusammenhän-
genden Fragen en be1l weıtem nıcht den innenpolıtischen Stellenwer

321 Zugang und ahl der Asylbewerber
Deutschlan hat seı1ıt etiwa 14 Jahren eiınen 1m europälischen Vergleıich außer-
ordentlıich starken Zugang Asylbewerbern verzeichnen. In den etzten
dre1ı Jahren erg1ıbt sıch Lolgendes Bıld

1989 2 000 Bewerber,
1990 193 000 Bewerber,
1991 256 000 Bewerber,

Hälfte dieses Jahres 180 000 Bewerber.
Se1lt einem Jahr melden sıch monatlıch bıs 35 000 Bewerber 1mM undesge-DIet, der Bundesinnenminister geht be1l seinen Bedarfsberechnungen VO  5
einem Zugang für dieses Jahr VO  = 450) 000 Asylbewerbern au  N



Die ahl der Asylbewerber, deren Verfahren och andauert, steigt ebentfalls
se1ıt Jahren kontinulerlich Zum Ende des Jahres 1991 hat das Bundesamt
über dıe Anträge VO etwa 250 000 Asylbewerbern och nıcht entschieden.
Rechnet INan auch noch dıe Asylbewerber dazu, deren Verfahren VOT den Ge-
richten anhängı1g SInd, erg1bt sıch elıne Zahnl VOoO  = 45() 000 Ausländern. be1l denen
das Asylverfahren noch anhängı1g Ist

DıIie Quote für dıe Anerkennung als Asylberechtigte, also als WITKIIC polıtisch
Verfolgte, Urc das Bundesamt sınkt se1t Jahren ab Für das Jahr 1991 beträgt
S1e TAVOX auch für dieses Jahr wırd diıese Quote voraussıchtlich nıcht überschrit-
ten werden.

2 Dauer der Verfahren
Urc dıe vielen Asylverfahrensgesetze und Beschleunigungsnovellen der
etzten 14 re ist der Rechtsweg In Asylsachen 1mM Vergleıch 7U Rechtswegz
1ın Verwaltungssachen erheblıch verkürzt worden. Eıne weıtere Beschleuni-
Sung des Verfahrens ist In den etzten dre1 Jahren Urc organısatorısche Mal3-
nahmen und erhebliche Personalaufstockungen be1l den ehNorden VO  — Bund
und Ländern und be]l den Gerichten erreıicht worden. Dadurch hat sıch
tatsächlıc eıne CHNOTINEC Beschleunigung der Verfahren eingestellt. 1980 hat
das durchschnıiıttlich: Asylverfahren noch fünf bıs acht Tre gedauert. Derzeıt
ist VO  = einer Verfahrensdauer VOoO  — zweleinhalb Jahren auszugehen, WECNN der
Asylbewerber dıe ıhm gegebenen recC  i1ıchen Möglıchkeıiten ausschöpftt.
Allerdings täuscht d1ese anl insofern, als S1e eine Durchschnittszah ist F1-
nıge Verfahren enden WAas irüher, VOT em für Asylbewerber AUS$S aupt-
herkunf{tsländer, be1l denen dıe Verhältnisse gul bekannt SInd, und In denen
ach gefestigter Spruchpraxıs des Bundesamts und der Gerichte polıtische
Verfolgung praktısch ausgeschlossen werden kann. Demgegenüber stehen
aber Verfahren ın erne  ıcher Anzahl, die bedeutend länger als zweılieımn halb
e andauern, VOT em für Asylbewerber aUus weıt entfernten Staaten Ası-
CI und Afrıkas, In denen sıch die polıtıschen Verhältnisse stetig ıIn mwäl-
ZUNS eiiInden

323 Unterbringungssituation
Als Hauptproblem stellt sıch dıe Unterbringungssituation dar. Tagtäglich SInd
dıe Zeıtungen voll VOoO  a Berıchten, daß ırgendemın Landkreıs oder ırgendeıne

mıt der nterbringun Ende sSe1 In en Bundesländern lehnen dıe
kommunalen Körperschaften die Zuweılsung weıterer Asylbewerber ZUr[ Un-
terbringung ab, weıl S1e keine Kapazıtäten mehr besıtzen und auf dem Woh-
nungsmarkt auch keıne Unterbringungsmöglıchkeıiten mehr sehen.

Dıiıe Tatsache., daß Jetzt Staat und Kommunen der Unterbringung der
Asylbewerber auf dem Wohnungsmarkt qals Nachfrager auftreten und dıe
Asylbewerber damıt für deutsche Wohnungssuchende Konkurrenten WCI-



den, chafft weıtere Unruhe In der Bevölkerung. Herr Staatsminıiıster und das
Staatsministerium des Innern erhalten ZUTr Konkurrenzsiıtuation auf dem Woh-
nungsmarkt eıne VO  u Zuschrıften AUS sozlal schwächeren Kreıisen. Die
Bürger eklagen, dalß S1€e selbst keıne Wohnung bekommen könnten, weıl das
Landratsamt gerade eıne Wohnung ZUT nterbringung VO Asylbewerbern
angemıietet habe och mehr verargert ist dıe Bevölkerung, WENN des
en Asylbewerberzugangs iImmer wıeder auf Notunterbringung, z. B In
JTurnhallen, zurückgegrıffen werden muß

82 'eitere FroDieme
Der stark gestiegene Zustrom sylsuchenden hat auch eiıner wesentlıich
verstärkten Inanspruchnahme der Verwaltungsgerichte als Asylgerichte SC-

Etwa 50% er verwaltungsgerichtlichen Neueingänge sSınd heute Asyl-
verfahren.

eıtere TODIeEemMe ergeben sıch
AUSs der en Belastung der öffentliıchen Haushalte., VOT em der Sozlal-
1  e; dıe letztlıch VO den Kkommunen tragen Ist,
AdUuSs der verhältnısmäßig en Auffällhgkeıit der Asylbewerber 1M krımiı-
nellen ılıeu,
VOT em aber in der Fremdartıgkeıt, mıt der uUuNseTEeE Bevölkerung kon-
frontiert wIrd.

Es Ist gerade bezüglıch des etzten Punktes 1Ns Kalkül zıehen, daß die Be-
völkerung mıt ethnıschen Mınderheiten AaUS dem Balkan und AdUus$s dem SAaNZCH
osteuropäılschen Raum konfrontiert WITd. Angehörige dieser Mıiınderheiten
en CS In iıhrer angestammten mgebung sıcherlich nıcht einfach, aber ihre
Lebensweise wırd auch In Deutschlan: als iremdartıg empfunden und stÖößt
1Ur scchwer auf Akzeptanz. Ahnliches gılt für Asylbewerber AUs der Drıtten
Welt ach Deutschlan: kommen weıt überwiıegend Junge Männer mıt
dernem Z/uschnitt, dıe aber nfolge der VO  = ihnen verursachten lauten usı
des Auftretens in Gruppen, des vorzugsweılse Autftretens en In den In-

werden.
nenstädten und ar als iremdartıg, VO  z vielen als bedrohend empfunden

Europäischer Vergleich
Deutschlan nımmt seı1ıt Jahren den weıtaus größten Teıl der Asylbewerber
auf, dıe In dıe Staaten der Europäischen Gemeinnschaft gehen ach
Angaben der EG-Kommission melden sıch Jetzt 2 er Asylbewerber In
Deutschland Im Vergleich dazu beträgt der Zugang Bewerbern ach
Frankreıch 1ın den Jahren 1980 bıs 1988 18 0—-3 000, 1989 61 000 und 1990
56 000, für 1991 dürfte eıne ahl VO 50 000 anzunehmen se1In. Frankreıich, als
tradıtionelles sylland, nımmt also L1LUT eiwa bIs der Asylbewerber auf.,
die Deutschlan aufifnımmt.



In gleicher Weılise dauert das Asylverfahren 1m Durchschnitt be1l uns wesentlıch
länger als in den anderen europäıischen Staaten. Dort g1ıbt auch Asylverfah-
TCN, dıe sıch über Monate und Tre hınzıehen, aber Y % der Asylfälle führen
doch 11UI einem Aufenthalt VO  — eınem Jahr, insbesondere weıl dıe Be-
schwerdemöglichkeıten 1m Vergleich ZU deutschen Asylrechtssystem stark
verkürzt SINd.

Bisherige Maßhnahmen
Der Bundesgesetzgeber hat auf den Asylbewerberzustrom und dıe damıt VCI-
bundenen TODIeEemMe In den etzten 14 Jahren In immer kürzeren Abständen
mıt gesetzlıchen Regelungen reagılert. /Zuletzt hat der Bundesgesetzge-
ber In einem achten Anlauf 1990 De]l der Neuordnung des Auslän-
derrechts weıtere verfahrensbeschleunigende Elemente In das Asylverfahren
eingeführt und den Instanzenzug och mehr ekapptt. Dazu sınd ehNhorden
und Gerichte stark aufgestockt worden. Das Bundesamt tür dıie Anerkennung
ausländıscher Flüchtlinge hatte 1985 einen Personalbestand VO  } etiwa 300
Kräften und hat derzeıt einen Bestand VO 1300 Kräften, wobel och viele AT=
beıten in OrTmM VOoO  > Auftragsvergaben außer Haus emacht werden.

eueste Lösungsversuche ach den Zielvorstellungen
Im Oktober vorıgen Jahres SInd ıIn einer sSogenannten Ällparteienrunde beım
Bundeskanzler /Zielvorstellungen für eine Lösung der Asylprobleme I‘_
halb der Grundgesetzänderung entwiıckelt worden. ber be1l der bısherıgen
Umsetzung dieser /ielvorstellungen hat sıch folgendes eZeISE:

Der LöÖösungsansatz ist In seinem Kern 1Ur eiıne Varıatiıon des Themas Per-
sonalverstärkungen. Das Bundesamt soll mıindestens S() Außenstellen 1M
Bundesgebiet betreıben. Der Bundestag hat azu bereıts für das Bundes-
am  Ok 3500 Planstellen bewillıgt, das ist eine Verzehnfachung des Bundes-
amıts gegenüber dem an 1986 Allerdings können die notwendıgen
Dıenstkräfte AUS dem Bestand des Öffentlichen Dienstes nıcht ausreichend
freı emacht und auf dem Arbeıtsmarkt auch nıcht gefunden werden.

Eıne außerordentlıc große erstärkung ist auch be1l der Gerichtsbarkeıit
notwendıg. In Bayern müßten nach dıesem odell mındestens A4() ZuUsSätz-
IC Rıchter für den ersten Anlauf eingestellt werden. Dazu kommt dann
das och zusätzlıch erforderliche Geschäftsstellenpersonal.
Die Asylbewerber sollen In großen Erstaufnahmeeinnrichtungen unterge-
bracht werden, mıt denen Außenstellen des Bundesamtes integriert SInd.
Neue Standorte können aber des entschıedenen Wıderstands In der
Bevölkerung aliur nıcht mehr gefunden werden. Deshalb wırd als LÖsSUNg
vorgeschlagen, fre1 werdende Kasernen nutzen In Bayern müßten
sechs große Erstaufnghmeeinrichtungen In olchen Kasernenstandorten
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zusätzlıch geschaffen werden. Die betroffenen Städte und dıie dortige Be-
völkerung außern sıch resignıerend und ablehnend und versuchen MS
eiıne Begrenzung der Kapazıtät dieser Eınrıchtungen dıe ast auf MÖg-
lıchst viele Standorte verteılen, W d> ann beım Bundesamt CUC Perso-
nalprobleme chafft

1Tle LÖsSungsansätze, Modelle und /ielvorstellungen kreisen Immer 11UT
das ema Personalverstärkungen. ber jedermann WIrd einsehen., daß der
weıteren Personalaufstockung eiıne (srenze geSseLZL ist. Das notwendıige und
aCcCAlıc gul qualifizierte Personal ist nıcht vorhanden, Ist auftf dem Arbeıts-
markt nıcht finden und müßte deshalb AUS anderen Verwaltungszweıigen
herausgelöst werden. DIe Asylgerichtsbarkeıt Ist 1im aule VOI 14 Jahren auf
den heutigen an gebrac worden. 4() Rıchter zusätzlıch innerhalb wenıger
Monate alleın In Bayern iinden und In dıese schwıierige aterıe eINZUATF-
beıten, ist schlechterdings ausgeschlossen.

Vorstellungen her eine sınnvolle ASsyL- und Flüchtlingspolitik
Eıne humanıtäre Asylpolıtı muß erreichen,

daß dıe WIT.  IC polıtısch Verlolgten rasch anerkannt werden.
daß dıe nıcht polıtısch Verfolgten keinen Anre1ız erhalten, In dıe Bundes-
republı Deutschlan kommen.

FKın besonders wichtiges nlıegen einer humanıtären Asylpolıtı muß aber
auch se1n, dıe Akzeptanz ıIn der Bevölkerung für dıe ulmInahme polıtisch Ver-
folgter erhalten. Dıe derzeıtige Asylpohtı wırd VO  5 der Bevölkerung nıcht
hingenommen. DIe Unmutsäußerungen be1l Versammlungen In und
Land sınd äglıch AUS$s der Presse entnehmen. Je mehr ber Asylfragen d1S-
kutiert WIrd, desto deutliıcher wırd der Bevölkerung der immer rößere Berg

roblemen und der verzweiıfelte Versuch der Polıtiker, C Lösungen
iinden, VOT ugen eIführt.
Eınen weıteren Aspekt der Asylpolıtı muß I11all gerade In dıesem Kreıis 1ler
besonders eutlc herausstellen:

Dıe Asylpolıtı ist Teıl eıner Polıtik ZUl1 weltweıten VOT Unterdrückung
und Menschenrechtsverletzungen. In vielen Teılen der Erde iIst aber dıe
Armut für dıe Menschen wesentlıch bedrückender als dıe polıtısche echt-
losıgkeıt. Denken WIT Südamerıka. eın Erdteıl, AUSs dem praktısch über-
aup keiıne Asylbewerber nach Deutschland kommen, der aber
drückenden sozlalen roblemen und t1efer Armut für weıte Bevölkerungs-
kreıise leidet Wır mMUSsen In UuNscTICET Bevölkerung die Bereıtschaft erhalten
und noch weıter verstärken, In den Armutsgebieten der rde wıirksame

elisten. Dıie Masse der Flüchtlinge kommt nıcht AUS polıtischen Gründen
uns, sondern der Armut ın ihrer Heımat entfhehen. Hıer MUSSenN WIT



und können WIT viel wırksamer zen als UrcC| uiInahme der eiınen oder
anderen Flüchtliıngsgruppe, dıe zahlenmäßig immer sehr begrenzt Ist, und
deren uiInahme den Z/urückgebliebenen nıchts bringt.
Als eıspie ist auf dıe afghanıschen Flüchtlinge hınzuweisen:
ach Deutschlan: kommen 1m Jahr zwıschen 5000 und 10 000 afghanıscheFlüchtlinge. Für S1e wırd eın Bleıberec unabhängig VOoO  i polıtıscher VertTol-
SUuNg gefordert. Deutschlan: hat eın olches Bleıberec In der Vergangenheıtauch ewährt. In Pakıstan und in Iran en aber etiwa sıeben Mıllionen af-
ghanısche Flüchtliınge, dıe dort VO en Flüchtlingskommissar der Vereın-
ten Natıonen betreut und werden. Für dıe Betreuung und Versorgungdieser Menschen muß Deutschlan einen wırksamen Beıtrag eısten. UrcC
dıe uiInahme VOoO  —> 10 000 oder () 000 afghanıschen Flüchtlingen wırd dıe Pro-
ematı dort keinen Deut geringer. Die Bevölkerung hat aber dann das
GefTfühl, daß Deutschlan. se1ın Scherflein ZUT Miılderung des afghanischen
Flüchtlingsproblems schon beigetragen habe
Das deutsche asylrechtliche System muß also umgestaltet werden, daß CS
allgemeın akzeptiert WITrd. Dıiıe Bevölkerung muß wıeder das Gefühl aben,
daß dıie Zuwanderung In das Bundesgebiet VO  S der Polıtik gesteuert wird, und
da WIT nıcht hılflos Miıgrationsströmen und Schlepperorganisationen C1efert SINd.
Dazu wırd Deutschlan eiıne Anderung des Grundgesetzes nıcht herum
kommen. Der Asylschutz für den WITKIIC polıtısch Verfolgten soll nıcht abge-chafft oder eingeschränkt werden, dieser Asylschutz Ist aber nıcht das
System mıt Grundrecht und gerichtlıchem Rechtsschutz gebunden. Die (je-
währung VO  > Asyl polıtisch VerfTolgte kann und soll nach WIEe VOT ausdrück-
ıch Urc das Grundgesetz anerkannt und als eiıne dem Staat oblıegende JA
gabe testgeschrıeben werden. aliur genuügt aber eıne Staatszıelbestimmung.
Die nähere egelung der Asylgewährun muß dem Gesetzgeber überlassen
werden. el wıird dieser sıch den bewährten Kegelungen der anderen
westeuropäılschen Staaten Orlentieren.
Die anderen europälschen Staaten kennen urchweg keın Grundrecht auf
Asyl und keınen gerichtlichen Rechtsschutz In Asylsachen. el hat den
großen Asylstaaten Frankreıich, chweden und chwe17z noch n]ıemand den
Vorwurf gemacht, daß S1e dıe enschenwürde mıßachten oder rechtsstaatlı-
che Grundsätze verletzen würden, weıl S1e dem Asylbewerber keiınen Ge-
richtsweg eröffnen.

Asylrecht und Weltflüchtlingsproblem
Dıe Tobleme, dıe Deutschland mıt seinem Asylrecht hat, werden In Za
sammenhang gebrac) mıt dem Weltflüchtlingsproblem. Allerdings ist das
Weltflüchtlingsproblem WE das deutsche Asylrecht überhaupt nıcht



E
lösen und wırd Urc das gegenwärtige asylrechtliche System nıcht einmal 1mM
Ansatz eıner LÖsSuUuNg näher gebracht. Diıe überwiıegende Anzahl der Asylbe-
werber kommt nıcht AUS Herkunftsgebieten, dıe der ohe Flüchtlingskom-
m1issar als Fluchtgebiete bezeıichnet. Der ohe Flüchtlingskommissar hat bIs-
her weder dıe osteuropäılschen Reformstaaten, och dıie Türke1n als VO  — ıhm
betreuende Hauptherkunftsgebiete für Flüchtlinge In Nspruc
Urc| dıe vorübergehende ulnahme VO Asylbewerbern AUsSs Rumänıien,
Bulgarıen oder der Türkeı, und MNO dıe mehr oder wenıger Schnelle ADb-
wicklung der Asylverfahren für diese Menschen iragen WIT nıcht 11UTI ZUIL I5
SUuNg des Weltflüchtlingsproblems nıchts bel. WIT helfen auch den Menschen
dieser Länder nıcht Die Menschen AUus Osteuropa und AUS der Türke1l en
Motive, ach Deutschlan kommen. dıe durchaus verständlıch SInd. O1ITt-
nungslosigkeıt, sozlales en In Osteuropa verdıenen er Aufmerk-
samkeıt, ebenso W1Ee das en In der Drıtten Welt ber 1mM Asylrecht 1eg
nıcht dıe ntwort auf diese TODIEemMEe

Nıemand ann ernsthaft behaupten, daß 1ANC) dıe eiıne oder andere usge-
staltung des deutschen Asylrechts, MN dıe mehr oder wenıger ogroße AuT-
nahme VON polıtiısch Verfolgten oder auch 11UT Ure dıe mehr oder wenıger
ange Dauer der Asylverfahren, dıe ökonomıiıschen und sozlalen Krısen In der
Welt auch 1L1UI 1m Ansatz gelöst werden, oder dıe TODIeme der davon betrof-
fenen Menschen auch 1U 1mM Ansatz bereimigt würden.

Deutschland nımmt se1t Jahren Tel- bıs viermal viele Asylbewerber auf W1e
Frankreıch, aber hat Deutschland damıt auch eınen ebenso großen Beıtrag ZUL

Bewältigung der vielfältigen TODIemMe In Osteuropa und in der Drıtten Welt
geleistet? Das muß bezweiıfelt werden.

IDER Asylrecht weı1ß nıcht NUuTr keine Antwört auf dıie Not In den Staaten Ost-
CUFrOPDAS und der Drıtten Welt nNnser asylrechtliches System sturzt vielmehr
dıe Menschen. und 7ZW al sowohl dıe Hause geblıebenen, W1Ie auch dıe ulls

als Asylbewerber kommenden, In Le1ıd und CS verschlımmert Um:-
ständen dıe Sıtuation In den VO  — Krisen geschüttelten Ländern

Häufig sSınd gerade dıe Leistungsträger, dıe ihren Ländern den Rücken
kehren

Unser Asylrecht verleıitet dıe Menschen, ihre Heımat un ZU Teıl
schwıier1ıgsten Bedingungen für sıch und ihre Angehörıgen und un Auf-
gabe iıhrer abe und Lebensperspektive verlassen. Iiese
Menschen geben sıch eiıner trügerıschen olfnung hın. 4er auf dem einen
oder anderen mweg doch bleiben können, einer offnung, dıe 11UT

enttäuscht werden kann. ach manchmal Jahren der Ungewı1  el 1im
Asylverfahren werden S1e in ihre Heımat zurückgeschickt. S1e rleben
eiınen Einschnitt ın iıhrem en, der t1efer Ist, JE länger dıe endgül-
tıge Entscheidung, Ure: grundrechtliches System bedingt, auf sıch
warten äßt



Armutsflüchtlingen ann nıcht dadurch seholfen werden, daß Deutschlan
ıihnen 1m Bundesgebiet ÜUEGC!| Z Verfügungstellen eines asylrechtlichen Ver-
ahrens eiıne gEWISSE Zeıt des Aufenthalts einräumt. Wer INn diesem Umstand
einen humanıtären Sınn sıeht, muß auf Verzögerung der Asylverfahren, nıcht
auf ihre Beschleunigung dringen.
1elmenr muß SS das 1e] eiıner humanitären Flüchtlingshilfepolitik SEe1N, in
der Bevölkerng dıe Bereıtschaft erhalten und stärken, In den Armutsge-bieten der Erde wırksame elsten. Wır MUssen es daran Ssetzen, den
Flüchtlingen In iıhrer Heımat eıne menschenwürdige Ex1istenz sıchern, und
ZWAal nıcht 11UTr den Flüchtlingen, dıe uUuNs zurfällig kommen. VOT em den
mobiılen Jungen Leuten, sondern en Menschen In diesen Gebieten.
Dıie Armsten der Armen sınd nämlich nıcht dıe Flüchtlinge, die In Europa auf-
tauchen, sondern meılstens dıe Menschen, dıe nıcht tıehen können, dıe amı-
lıen mıt Kındern, dıe en und Kranken LEIfektive Hılfeleistung Un dıe
deutsche Bevölkerung können WIT aber LLUT erreichen, WECeNnNn der Mißbrauch
des Asylrechts eingeste wırd und die tagtäglıche Konfrontation mıt der Asyl-problematık nıcht unzählıge nsätze für eiıne posıtıve Befassung mıt den Pro-
blemen der Armutsgebiete verschüttet. Das deutsche Asylrecht muß wıeder In
eın sinnerfülltes System gebracht, massenhafter Verwaltungsleerlauf und Oof-
fensıichtlicher Mißbrauch mMuUusSsen vermieden werden. Der starke Zustrom der
Asylbewerber In den etzten onaten und dıie en zutage tretenden Pro-
eme mıt der Verfahrensabwicklung en In der Bevölkerung leıder VOrTUr-
teıle und Reservıertheit gegenüber eiıner humanıtär orlentierten Flüchtlings-hılfepolıtik eweckt.
bschließend ist nochmals auf den europäilschen Aspekt hinzuweilisen.
Be1l en europälischen Regilerungen esteht dıe Überzeugung,

daß eıne rößere und VOT em ungesteuerte Zuwanderung nach Europaauf absehbare Zeıt nıcht erwünscht Ist und erheblıchen gesellschaftspo-lıtıschen roblemen führen würde,
daß Urc eın Zuwandernlassen VOoO  — dynamıschen Leuten AUuSs Usteuropa,
AdUus den nordafrıkanischen Staaten oder AdUus anderen Hauptherkunftsge-bleten der In Deutschland auftretenden Asylbewerber dıe dortigen Pro-
bleme In keiner Weılse ANSCLANSCH werden,
daß LLUT RO eın stabıles Wiırtschafts- und Gesellschaftssystem dıe Her-
ausfiorderungen ANSCDANZCH werden können, dıe uns Umweltschutz, Ent-
wicklung der Drıtten Welt. und dıe Frıedenssicherung tellen

Deshalb ist CS dıe Polıtık er europälscher Staaten, dıe Zuwanderng In den
T1 bekommen und dıe TODIeme VO  —; Armut und UnterentwicklungOrt und Stelle lösen Allerdings ze1igt sıch nunmehr In übergroßer Deut-
lıchkeit, daß dazu VO  a seıten der Industriestaaten mehr Mittelemmsatz, aber
auch von seıten der Drıtten Welt mehr Akzeptanz für gesellschaftlıche Verän-
derungen und SoOzlale Gerechtigkeit notwendiıg SINd.
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